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AG Waffenrecht
http://wiki.piratenpartei.de/AG_Waffenrecht
Sebastian Möcker

Auswertung der Stellungnahmen der zu der öffentlichen Sitzung des Innenausschusses am 21.05.2012 geladenen Sachverständigen;
im Hinblick auf den in der Drucksache des Bundestages 17/7732 veröffentlichten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes, verfasst durch:

die Abgeordneten Wolfgang Wieland, Volker Beck (Köln), Ingrid Hönlinger, Memet Kilic, Jerzy Montag, Dr. Konstantin von Notz, Claudia Roth (Augsburg), Josef Philip Winkler und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Programmatik:

A. Problem 
Der menschenverachtende Massenmord auf der Insel Utøya im Sommer 2011 hat auf brutale Weise vor Augen geführt, welches Unheil mit halbautomatischen Schusswaffen, die vollautomatischen Kriegswaffen nachgebaut sind, im Falle eines Missbrauchs angerichtet werden kann. Derartige Waffen dienen in erster Linie dem Zweck, möglichst schnell möglichst viele Schüsse abfeuern zu können und dabei das Gefühl zu vermitteln, mit einer Kriegswaffe zu schießen. Weder für den Schießsport noch für die Jagd ist diese Art von Schusswaffen erforderlich. Sie bringen keinen sportlichen bzw. jagdbezogenen Mehrwert. Problematisch ist zudem, dass sie mit größeren Magazinen kompatibel sind, deren Verwendung im Schießsport sowie bei der Jagd zwar nicht gestattet ist, die aber ohne Altersbeschränkung freiverkäuflich sind. 

Der Anschein einer schussbereiten Feuerwaffe spielt zudem im Zusammenhang mit täuschend echt wirkenden, aber objektiv nicht oder nur mittels Federdruck, Gas oder Druckluft schussfähigen Nachbildungen eine Rolle. Immer wieder ist es in der Vergangenheit zu Polizeieinsätzen gekommen, bei denen die Einsatzkräfte auf zumeist Jugendliche treffen, die im öffentlichen Raum mit solchen Imitaten „spielen“ und nicht sicher einschätzen können, ob es sich um gefährliche Schusswaffen handelt oder nicht. Die mit dieser Unsicherheit einhergehende potenzielle Gefahr für Leib und Leben der Jugendlichen selbst und ggf. auch umstehender Personen ist nicht zu unterschätzen, die nervliche Belastung der Polizeibeamten/-beamtinnen nicht nötig. 

B. Lösung 
Durch eine gesetzliche Regelung, die den Umgang mit halbautomatischen Schusswaffen verbietet, die den Anschein einer vollautomatischen Kriegswaffe erwecken und zum Schießsport bzw. für die Jagd entweder nicht geeignet oder aber zumindest nicht erforderlich sind, kann die Gefahr eines Missbrauchs maßgeblich eingedämmt werden. Mithilfe einer Neuausrichtung des Begriffs der Anscheinswaffen im Waffengesetz kann dem Gefahrenpotenzial von Gegenständen, die nur objektiv harmlos sind, besser vorgebeugt werden.

Ferner zu dem Antrag der Abgeordneten Wolfgang Wieland, Volker Beck (Köln), Kai Gehring, Ingrid Hönlinger, Memet Kilic, Jerzy Montag, Dr. Konstantin von Notz, Josef Philip Winkler und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
„Mehr öffentliche Sicherheit durch weniger private Waffen“

veröffentlicht in der Bundestagsdrucksache 17/2130.

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Amoktaten der vergangenen Jahre haben uns wiederholt schockiert. Die Prävention von Amokläufen bedarf einer umfassenden Strategie, die der Kom- plexität des Phänomens gerecht wird. Dabei geht es zum einen um eine Kultur der Aufmerksamkeit und Sensibilität gegenüber ersten Anzeichen von sozialer Isolation und um das Verhindern von Kränkungen und Demütigungen vor allem in der Schule. Neben Eltern und Gleichaltrigen kommt den Bereichen Jugendhilfe und Schule eine besondere Bedeutung zu. Ein ganz zentraler Baustein einer Präventionsstrategie ist aber auch, die Verfügbarkeit von und den Zugang zu Waffen erheblich zu erschweren bzw. zu verhindern. Denn die Amoktaten der vergangenen Jahre in Deutschland wurden mit legalen Waffen begangen. Die jugendlichen Täter konnten sich zuhause mit Waffen und Munition versorgen. Solange einsatzfähige Waffen zusammen mit Munition in Privathaushalten zu finden sind, stellen sie ein Risiko für die öffentliche Sicherheit dar. Die bestehen- den Vorschriften zur Sicherung von Waffen und Munition reichen nicht aus. Ein- satzfähige Waffen müssen raus aus den Privatwohnungen. 

Halbautomatische Waffen mit großem Kaliber – die 9 mm Beretta, mit der in und um Winnenden 15 Menschen getötet wurden, ist ein grausamer Beweis dafür – sind ein unkontrollierbares Risiko. Sie dürfen als Sportgeräte nicht länger zuge- lassen werden. Gleiches gilt für Munition mit hoher Durchschlagkraft. Kein Schütze braucht Geschosse, die sogar die Sicherheitsausrüstung der Polizei durchschlagen. 

Geschätzt gibt es in Deutschland knapp 10 Millionen erlaubnispflichtige Schuss- waffen. Diese astronomisch anmutende Zahl zeigt, wie dringend eine bessere Regulierung ist. 

Ein weiteres drängendes Problem sind die so genannten Anscheinswaffen: Mit Gas-, Schreckschuss- und Signalwaffen, die überall im Handel erhältlich sind, werden unzählige Straftaten begangen. Sie können von allen Personen über 18 Jahre ohne Bedürfnis und ohne den Nachweis von Zuverlässigkeit oder Kenntnissen im Umgang mit Waffen frei gekauft werden. Angesichts ihres Gefahrenpotentials müssen der Erwerb und das Führen solcher Waffen eingeschränkt werden.

Das Waffengesetz kann seine Wirkung nur entfalten, wenn der Vollzug erheblich verbessert wird. Die meisten Behörden haben völlig unzureichende Kapazitäten, um eine wirksame Kontrolle umzusetzen. In den dafür zuständigen Bundeslän- dern ist eine bessere Ausstattung mit gut ausgebildetem Personal dringend erfor- derlich. Überfällig sind auch effektive einheitliche Verwaltungsvorschriften und die umgehende Einführung eines nationalen Waffenregisters. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

einen Entwurf zur Reform des Waffengesetzes vorzulegen, der 

1. die gleichzeitige Aufbewahrung von funktionsfähigen Schusswaffen und Munition in Privatwohnungen grundsätzlich untersagt. Waffen und Munition müssen örtlich getrennt oder an einem besonders gesicherten Ort außerhalb der Wohnung aufbewahrt werden, 

2. den Erwerb und Besitz von Sportwaffen an den Nachweis einer sicheren Lagerungsmöglichkeit für Munition und Waffen außerhalb der Wohnung koppelt, 

3. Großkaliber-Kurzwaffen für den privaten Besitz und die private Nutzung verbietet, 

4. ein Verbot von Munition mit besonderer Durchschlagskraft vorsieht, 

5. eine generelle Begrenzung für den privaten Waffenbesitz beinhaltet. Maßstab muss der tatsächliche Bedarf sein, 

6. unverzüglich das in der EU-Waffenrichtlinie 2008/51/EG vorgesehene zentrale elektronische Waffenregister einführt, 

7. für Kauf und Besitz von Schreckschuss-, Reizstopp- und Signalwaffen die Vorlage des kleinen Waffenscheins vorsieht. Zudem muss durch eine Buch- führungs- und Kennzeichnungspflicht sichergestellt werden, dass solche Waffen nur noch an Personen verkauft werden, deren Zuverlässigkeit und persönliche Eignung vorher behördlich überprüft wurden. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung darüber hinaus auf, 

1. sich mit den Bundesländern darauf zu verständigen, in der Verwaltungspraxis die bestehenden gesetzlichen Regelungen tatsächlich einzuhalten und die erheblichen Vollzugsdefizite zu beseitigen, 

2. die Allgemeine Waffengesetz-Verordnung (AWAffV) zu ergänzen und für halbautomatische Waffen künftig keine Genehmigungen mehr zu erteilen, 

3. zu prüfen, ob eine Neuauflage der am 31. Dezember 2009 ausgelaufenen Amnestieregelung geboten ist, 

4. in Zukunft darauf zu verzichten, nicht mehr benötigte Waffen und Munitions- bestände von Bundeswehr, Bundespolizei und anderen Stellen des Bundes zu verkaufen. Die entsprechenden Bestände an Waffen und Munition sind statt- dessen zu vernichten. 
Berlin, den 15. Juni 2010 

Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion

Die zur Anhörung geladenen Sachverständigen:
· Sascha Braun, Bundesvorstand der Gewerkschaft der Polizei, Berlin

· Martin Bürner, Landesjagdverband Baden-Württemberg e. V., Stuttgart

· Rainer Hofius, Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Mainz

· Jürgen Kohlheim, Deutscher Schützenbund, Wiesbaden

· Gisela Mayer, Vorstand des Aktionsbündnisses Amoklauf Winnenden

· Joachim Streitberger, Deutscher Jagdschutzverband, Altenbeken

· Lars Winkelsdorf, Journalist, Hamburg

beziehen zu den zentralen Punkten:

· I
Verbot halbautomatischer Waffen, die vollautomatischen Kriegswaffen 
nachempfunden sind

· II
Redefinition des Begriffs der Anscheinswaffe

· III
Zentrale Lagerung von Waffen und Munition

· IV
Verbot von Großkaliber Kurzwaffen

· V
Verbot von Munition mit besonderer Durchschlagskraft

· VI
Einführung eines zentralen, elektronischen Waffenregisters

wie folgt Stellung.

I Verbot halbautomatischer Waffen, die vollautomatischen Kriegswaffen nachempfunden sind
Lars Winkelsdorf:

„Ein Verbot von Selbstladewaffen, die den Anschein vollautomatischer Kriegswaffen erwecken, ist in sich bereits problematisch und verkennt, dass das Aussehen einer Waffe keine Rückschlüsse auf die tatsächliche Gefährlichkeit zulässt.“

· kein Verbot dieser Waffenart

Jürgen Kohlheim:

„Eine Wiedereinführung dieser Verbotsregelung würde daher die alten Probleme erneut aufwerfen und zu erneuter Rechtsunsicherheit bei Waffenbesitzern und anwendenden Behörden führen. Denn eine Abgrenzung im Rahmen des Vollzuges angesichts der Vielfältigkeit des Waffenmarktes und angesichts einer nicht absehbaren technischen Weiterentwicklung von Waffen kaum wirkungsvoll und praktikabel möglich, wie die Erfahrungen mit dem alten § 37 WaffG a.F. lehren.

Darüberhinaus ist die (Wieder)Einführung eines solchen Verbotes auch nicht zielführend. Die optische Ähnlichkeit einer Waffe mit einer Kriegswaffe macht die Waffe an sich nicht gefährlicher. Insbesondere ist daher nicht nachvollziehbar, dass insoweit ein "hohes Zerstörungs- und Gefahrenpotenzial" von einer solchen Waffe wegen ihres Aussehens ausgehen soll. Ein bloßes Abstellen auf rein subjektive Empfindungen ist jedoch mit rechtsstaatlichen Grundsätzen der Gefahrenabwehr nicht zu vereinbaren. Ein Mehrwert für die öffentliche Sicherheit ist dabei nicht zu erkennen.“

· kein Verbot dieser Waffenart

Martin Bürner:

„Die Verwendung von halbautomatischen Waffen, die wie Kriegswaffen aussehen, ist bei der Jagd entbehrlich. Gemeint sind konkret Waffen, deren Vorbilder als vollautomatische Versionen zur Ausrüstung heutiger Armeen gehören.

Kriegswaffenähnliche Halbautomaten können wegen Ihrer Präzision zwar jagdlich sinnvoll sein. Ihr Einsatz wird aber wegen des negativen Bildes, das die Waffen wegen ihres Aussehens in der Öffentlichkeit erzeugen können, auch bei Jägern eher kritisch gesehen. Obwohl sich der Landesjagdverband Baden-Württemberg gegen die Verwendung von kriegswaffenähnlich aussehenden halbautomatischen Waffen bei der Jagdausübung positioniert, lehnen wir den Gesetzentwurf ab, weil er unter rechtlichen Gesichtspunkten erhebliche Abgrenzungsprobleme aufwirft und keine zusätzliche Sicherheit bringt.“

· kein Verbot dieser Waffenart

Joachim Streitberger:
„Für die Jagd gilt, dass bei der Jagd auf Wild nach § 19 BJagdG ohnehin nur Halbautomaten erlaubt sind, die mit insgesamt drei Schuss Munition geladen sein können. Das in der Begründung des Antrages angesprochene „hohe Zerstörungs- oder Gefahrenpotential, welches von derartigen Waffen ausgeht, besteht also weder in einer zivilen, noch einer „kriegswaffenähnlichen“ Version, die auf der Jagd verwendet werden dürfte. Nach Auffassung des DJV besteht für den Jäger tatsächlich keine Notwendigkeit, kriegswaffenähnliche Schusswaffen auf der Jagd zu führen. Wenn aber ein Jäger dennoch eine solche, den Vorgaben des Waffengesetzes entsprechende, Waffe auf der Jagd führt, so begründet diese Tatsache keinerlei Gefährdung für die öffentliche Sicherheit, da auch diese Waffe nur mit maximal drei Schuss ausgerüstet sein darf.

Der DJV wendet sich ausdrücklich gegen eine weitere sinnlose Verschärfung des Waffenrechts.“

· kein Verbot dieser Waffenart

Rainer Hofius:
„Der objektive Eindruck von einer Waffe ist für deren tatsächliche Gefährlichkeit ohne

jeden Belang. Als Drohpotential genügt in allen mir bekannten Fällen der Strafverfolgung bereits eine einfache echt wirkende Waffe.
Im Bereich der Jagd werden nach meinem Kenntnistand in Deutschland nur halbautomatische Selbstladewaffen mit einer Magazinkapazität von drei Patronen verwendet. In der Tat hat das Bundesverwaltungsamt aber auch Schießsportordnungen mit Disziplinengenehmigt, die eine Magazinkapazität für Langwaffen von bis zu 10 Schuss vorsehen. Eine Beurteilung, ob dies zwingend erforderlich ist, kommt mir nicht zu. Nachteilige Folgen für die öffentliche Sicherheit, die sich in Missbräuchen dieser Waffen bei kriminellen Taten oder als Drohpotential zeigen müssten, sind mir keine bekannt.“

· kein Verbot dieser Waffenart

Gisela Meyer:
Keine verwertbare Stellungnahme in Bezug auf militärischen Vollautomaten nachempfundenen, zivilen, Halbautomaten. Mit Anführung der „„Softair“ -Nachbauten von Kriegswaffen“ wird die Programmatik offensichtlich verkannt.

· Problem nicht verstanden
II Redifinition des Begriffs der Anscheinswaffe

Lars Winkelsdorf: 

(in Stellungnahme unter Punkt Selbstladewaffen geführt)
„Letztlich ist festzustellen, dass hinsichtlich eines Verbots von Waffen mit Anscheinsmerkmalen kein tatsächlicher Sicherheitsgewinn für die Bevölkerung realisierbar sein kann, da sich die Gefährlichkeit der Waffe bei bestimmungsgemäßen Gebrauch nicht reduzieren würde.“

· kein Handlungsbedarf, derzeitige Kodifikation ausreichend
Jürgen Kohlheim:

„Die vorgeschlagenen Neuregelungen sind auch deswegen für die öffentliche Sicherheit nicht erforderlich, weil das Waffengesetz mit dem 2008 eingefügten § 42a eine ausreichende Rechtsgrundlage geschaffen hat, um im Interesse der öffentlichen Sicherheit eventuell mögliche Gefahren für Leib oder Leben abzuwenden. Nach § 42a WaffG ist u.a. das Führen von Anscheinswaffen verboten; Führen bedeutet die Ausübung der tatsächlichen Gewalt außerhalb des eigenen befriedeten Besitztums oder einer (zugelassenen) Schießstätte.

Damit können Anscheinswaffen nicht in die Öffentlichkeit gelangen und dort präsentiert werden. Sie müssen zudem beim Transport in einem verschlossenen Behältnis transportiert werden. Das Verbot erfasst nicht nur Anscheins-Kriegswaffen sondern generell alle Anscheinswaffen i.S.v. Nr. 1.6 der Anlage 1 WaffG, mithin sämtliche Schusswaffen, die ihrer äußeren Form nach im Gesamterscheinungsbild den Anschein von Feuerwaffen hervorrufen.

Mit diesem Verbot ist in wirkungsvoller Weise einer möglichen Gefährdung der Öffentlichkeit durch derartige Waffen Rechnung getragen, denn sie werden vom öffentlichen Raum ausgeschlossen. Die in der Begründung dargestellten Bedrohungssituationen sind daher nach menschlichem Ermessen nicht möglich.

Ein Verstoß gegen dieses Verbot wird nach der ebenfalls 2008 eingefügten Vorschrift des § 53 Abs. 1 Nr. 21a WaffG als Ordnungswidrigkeit eingestuft und ist mit Geldstrafe bis zu 10.000 € bedroht. Damit hat der Gesetzgeber bereits jetzt alle sinnvollen und erforderlichen Regelungen im Waffengesetz getroffen, die eine objektive Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit ausschließen.“

· kein Handlungsbedarf, derzeitige Kodifikation ausreichend
Martin Bürner:
Keine Äußerung zu Anscheinswaffen.
Joachim Streitberger:

„Dem gesetzgeberischen Ansatz, das öffentliche „Führen“ von Anscheinswaffen zu untersagen, ist bereits durch den neu (2008) eingefügten § 42 a WaffG Genüge getan. Mit dieser Regelung kann die Polizei jederzeit einschreiten, wenn derartige Gegenstände im öffentlichen Raum geführt werden. Zusätzlich „die Kinderzimmer zu kriminalisieren“ — so die Gewerkschaft der Polizei (GdP) im damaligen Gesetzgebungsverfahren — erscheint nach wie vor nicht zielführend, zumal angesichts der Millionen bereits im Besitz der Bevölkerung befindlichen Anscheinswaffen. Zudem sind die bereits in der Anhörung des Bundestags- Innenausschusses am 13.02.2008 angesprochenen Probleme mit der Vereinbarkeit eines solchen Verbotes mit europäischem Recht nicht beseitigt. Insgesamt erscheint ein nationaler Ansatz generell nicht sinnvoll, da diese Anscheinswaffen, je nach nationalem Recht, im Ausland frei erworben werden können und dann

nach Deutschland „mitgebracht“ werden.“

· kein Handlungsbedarf, derzeitige Kodifikation ausreichend
Rainer Hofius:

„Das Problem der unter die Spielzeugvorschriften fallenden Nachbauten von

Kriegeswaffen und anderen sog. scharfen Schusswaffen hat der Gesetzgeber bereits

früher erkannt und im Februar 2008 den § 42 WaffG eingeführt. Die Gefahren, die durch eine Verwechselung der oft sehr echt wirkenden Nachbauten mit funktionsfähigen Kriegswaffen war für die damalige große Koalition Anlass zum Handeln. Seit dieser Zeit habe ich von keiner der im Gesetzesentwurf geschilderten Vorfälle im Zusammenhang mit spielenden Kindern mehr Kenntnis erlangt. Weiterer Handlungsbedarf besteht daher nicht.“

· kein Handlungsbedarf, derzeitige Kodifikation ausreichend
Gisela Meyer

„Vor diesem Hintergrund erscheint ein Totalverbot der in Rede stehenden“ Softair“-

Nachbauten von Kriegswaffen als einzig sinnvolle Regelung.
Zudem ist es bedenklich das Hantieren mit Kriegsgerät – denn dieser Anschein wird

bewusst erweckt – zu einem, im öffentlichen Raum tolerierten, Spiel werden zu

lassen und somit im gesellschaftlichen Bewusstsein zu einer Verharmlosung realen

Kriegsgeschehens beizutragen.“

· Verbot von Softairwaffen, die Kriegswaffen nachempfunden sind
III Zentrale Lagerung von Waffen und Munition

Lars Winkelsdorf: 

· Keine verwertbare Äußerung in der Stellungnahme

Jürgen Kohlnheim:

„Die Aufbewahrung von Schusswaffen und Munition in Privatwohnungen hat sich als

dezentrale Aufbewahrung unter dem Blickwinkel der öffentlichen Sicherheit bewährt. Eine zentrale Aufbewahrung, z.B. in speziellen Waffenbunkern oder in Schützenhäusern ist nicht praktikabel, schafft für Kriminelle Anreize zum Einbruch und führt vor allem zu keinem Sicherheitsgewinn.“

· zentrale Aufbewahrung nicht sinnvoll
Martin Bürner:

„Eine räumlich getrennte und an einem besonders gesicherten Ort außerhalb der Wohnung vorgesehene Aufbewahrung scheidet deshalb für Jäger aus. Im Übrigen darf bezweifelt werden, dass eine getrennte Aufbewahrung außerhalb der Wohnung

einen wirklichen Mehrwert an Sicherheit bedeutet. Zahlreiche Einbrüche in abgelegenen, aber gut gesicherten, Schützenhäusern belegen das Gegenteil. Die Gefahr von Diebstählen großer Waffenmengen wird trotz zusätzlicher Sicherung erheblich steigen.“

· zentrale Aufbewahrung nicht sinnvoll
Joachim Streitberger:

„Schon jetzt sind bei der Beantragung einer waffenrechtlichen Erlaubnis die zur sicheren Aufbewahrung getroffenen oder vorgesehenen Maßnahmen nachzuweisen.

Der Vorschlag der Aufbewahrung außerhalb der Wohnung wird — aus den oben erwähnten Gründen - nach wie vor als kontraproduktiv angesehen. Die Einhaltung der Aufbewahrungsvorschriften durch den legalen Waffenbesitzer in seinem Hause ist aus meiner Sicht der beste Weg, den Missbrauch von Schusswaffen durch Nicht-Berechtigte zu verhindern. Da demnach die zentrale Aufbewahrung nicht gefordert werden sollte, sollte der ganzen Ziff. 2 nicht gefolgt werden.“

· zentrale Aufbewahrung nicht sinnvoll
Rainer Hofius:

„Der Vorschlag, (legale) Schusswaffen weitgehend oder vollständig nicht mehr in den

Wohnräumen des privaten Erlaubnisinhabers, sondern zum Beispiel gesammelt aufzubewahren, hielt ich auch schon vor drei Jahren für nicht weiterführend. Die Ansammlung einer großen Zahl von Schusswaffen an einem Ort ist trotz aller denkbaren Möglichkeiten der Sicherung ein großer Anreiz für Straftäter, hier eine lukrative Tat zu begehen.“

· zentrale Aufbewahrung nicht sinnvoll
Gisela Meyer:

„Insofern Privatwohnungen definitionsgemäß zum Zweck des Wohnens und ( trotz

vorhandenen vorschriftsgemäßen Panzerschränken) nicht als Sicherheitsgebäude

zur Aufbewahrung gefährlicher Gegenstände gestaltet sind und gerade das

gleichzeitige Vorhandensein von Waffe uns Munition in Privaträumen den Zugriff

unkompliziert macht, halten wir dieses Verbot für einen sinnvollen und

durchführbaren Schritt zur Gewährleistung öffentlicher Sicherheit. Dem Einwand, die Sicherung eines solchen Ortes könne nicht gewährleistet werden, ist nicht zu folgen, da hier eine Zustimmung zur Schließung aller Waffengeschäfte führen müsste, die einsatzbereite Schusswaffen und Munition in hohen Stückzahlen

an demselben Ort zum Verkauf anbieten.“

· zentrale Aufbewahrung sinnvoll
IV Verbot von Großkaliber Kurzwaffen

Lars Winkelsdorf: 

„Die „Durchschlagsleistung“ eines Geschosses ist kein Parameter eines definierten Kalibers, steht also in keinem Bezug zur Frage „Groß- oder Kleinkaliber“, vielmehr ist diese Penetrationsfähigkeit ein Ergebnis eines Zusammenspiels aus verschiedenen physikalischen Phänomenen, die sowohl von der Beschaffenheit des Geschosses (Querschnitt, Material und Form) sowie letztlich auch der Geschossgeschwindigkeit abhängen. 

Bereits mit der Novellierung des Waffengesetzes 2008 wurden mehrschüssige Kurzwaffen für Patronenmunition mit Zentralfeuerzündung und einem Kaliber von weniger als 6,3 mm zu den verbotenen Gegenständen erklärt, sofern deren Baujahr nach dem 1.1.1970 liegt 26 Ursächlich für diese Verbotsnorm ist die Fähigkeit von modernen Kleinkalibergeschossen, Polizeischutzwesten durchdringen zu können. Beispiele dafür sind das Kaliber 5,45 x 18mm (Russische Pistole PSM) oder das Kaliber 5,7 x 28 mm (PDW FN P90).“

· Durchschlagskraft nicht kaliberabhängig ( Verbot nicht sinnvoll
Jürgen Kohlnheim:

„Mit dem uneingeschränkten Verbot von Großkaliber-Kurzwaffen würde ein erheblicher Anteil schießsportlicher Disziplinen verboten. Insbesondere die Teilnahme der Sportschützen des DSB und anderer anerkannter Schießsportverbände an Europa- und Weltmeisterschaften sowie an anderen internationalen Wettbewerben wie z.B. Welt-Cup-Veranstaltungen wäre nicht mehr möglich. Das Verbot brächte auch keinen Gewinn für die öffentliche Sicherheit, denn grundsätzlich sind alle Feuerwaffen unabhängig vom Kaliber bei missbräuchlicher Verwendung gefährlich und können tödliche Wirkungen haben.“

· Gefährlichkeit nicht kaliberabhängig ( Verbot nicht sinnvoll
Martin Bürner:

„Privater Besitz von großkalibrigen Kurzwaffen ist für Jäger unabdingbar.

Der Einsatz ist in bestimmten jagdlichen Situationen, z.B. bei der Abgabe von Fangschüssen auf verletztes oder angefahrenes Wild oder zur Ausübung des Jagdschutzes zwingend erforderlich. Es kann jagdliche Situationen geben, in denen die Anwendung einer Langwaffe unpraktikabel ist und zur Gefährdung von Jäger und Umgebung führen kann. Der Erwerb und Besitz von Kurzwaffen ist für Jäger bereits auf zwei fangschusstaugliche Kurzwaffen beschränkt. Das Verbot erweckt im Übrigen nur eine Scheinsicherheit, da auch mit kleinkalibrigen Waffen erheblicher Schaden angerichtet werden kann.“

· Gefährlichkeit nicht kaliberabhängig ( Verbot nicht sinnvoll
Joachim Streitberger:

„Jäger benützen Großkaliber-Kurzwaffen für Fangschusszwecke. Bei im Straßenverkehr verletzten oder auf der Jagd nachzusuchenden größeren Schalenwildarten wäre, wenn sich, wie regelmäßig, eine Langwaffe nicht einsetzen lässt, alles andere, als eine großkalibrige Kurzwaffe entweder lebensgefährlich für den Verwender oder eine Tierquälerei für das verletzte Wildtier. Für den Bereich der Jagd kommt ein derartiges Verbot keinesfalls in Betracht.“

· ( Verbot nicht sinnvoll
Rainer Hofius:

„Als Argument für Verschärfungen des Waffengesetzes, voran im Bestreben nach einem Verbot sog. Großkaliberwaffen in Privathänden werden mit stetiger Regelmäßigkeit die beiden unfassbaren Taten in Erfurt 1992 und Winnenden bzw, Wendlingen 2009 angeführt. Das dürfte nicht nur daran liegen, dass beide Taten eine schrecklich große Zahl von Opfern zur Folge hatten, sondern auch weil man trotz intensiver Recherchen auch im Internet kaum weitere zur Argumentationsstütze geeignete Taten finden wird. Zudem wurde die Problemstellung im Jahre 2009 im Zuge der Waffenrechtsänderung bereits umfassend erörtert, die damalige große Koalition sah hier zu Recht keinen Handlungsbedarf, daran hat sich nichts geändert.“

· ( Verbot nicht sinnvoll
Gisela Meyer:

„Es bleibt nicht nachvollziehbar, weshalb dazu die Verwendung von scharfen

Großkaliberwaffen erforderlich ist. Vor diesem Hintergrund hält das Aktionsbündnis ein Verbot von Großkaliberkurzwaffen im Sportbereich für sinnvoll und gerechtfertigt.“

· Verbot großkalibriger Kurzwaffen

V Verbot von Munition mit besonderer Durchschlagskraft

Lars Winkelsdorf: 

„Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN, solche Patronenmunition zu verbieten, ist damit eindeutig zu befürworten, allerdings muss dabei betont werden, dass gerade die Formulierung einer denkbaren Verbotsnorm entscheidend sein wird, unbillige Härten für den legalen Waffenbesitz zu vermeiden und gleichzeitig auch zukünftige Patronenentwicklungen in diese Norm einbeziehen zu können. Empfehlenswert wäre es daher, das Bundeskriminalamt, SO 11, mit der Schaffung einer diesen Ansprüchen entsprechenden Definition zu beauftragen, die die berechtigten Interessen einer kulturhistorischen Dokumentation zu wahren vermag und gleichzeitig die berechtigten Sicherheitsinteressen der Bevölkerung deutlicher durchsetzt als bisher.“

· Verbot von Munition mit besonderer Durchschlagskraft

Jürgen Kohlnheim:

„Der Antrag lässt nicht erkennen, was unter "Munition mit besonderer Durchschlagskraft" zu verstehen sein soll. Eine Verbotsregelung muss jedoch aus rechtsstaatlichen Gründen für den Rechtsanwender hinreichend bestimmt sein. Bereits im geltenden Waffengesetz ist Munition mit besonderer Durchschlagskraft verboten: Nr. 1.2.5 der Anlage 2 Abschnitt 1 WaffG verbietet Zentralfeuermunition in Kalibern unter 6,3 mm, wenn der Antrieb der Geschosse nicht ausschließlich durch den Zündsatz erfolgt, Nr. 1.5.4 Hartkernmunition und Nr. 1.5.6 Munition für Kriegswaffen.“

· Verbot bereits umgesetzt, Antrag nicht hinreichend formuliert
Martin Bürner:

„Ein generelles Verbot von Munition mit besonderer Durchschlagskraft ist aus jagdlicher Sicht äußerst kritisch zu sehen. Gerade jagdlich geeignete Munition verfügt über eine besondere Durchschlagskraft. Dies ist aus Tierschutzgründen zwingend erforderlich. Zum einen soll Wild möglichst schnell und schmerzlos getötet werden, zum anderen soll der Durchschlag durch den Wildkörper eine evtl. erforderliche Nachsuche (Auffinden von verletztem Wild) ermöglichen, um es möglichst schnell von seinen Leiden zu erlösen. Dazu ist es notwendig, dass aus dem Körper des verletzten Wildes möglichst viel Schweiß (Blut) austritt, um das Wild mit einem geeigneten Jagdhund auffinden und erlegen zu können. Üblicherweise werden im jagdlichen Bereich Geschosse verwendet, die sich zerlegen bzw. deformieren und den Wildkörper möglichst durchschlagen sollen.“

· Verbot für die Jagd nicht sinnvoll
Joachim Streitberger:

„Der Antrag bleibt leider bei der Frage, welche Durchschlagskraft denn als „besonders“ angesehen werdensoll, sehr im Unklaren. Für Jäger gelten nach dem Bundesjagdgesetz Mindestenergien, die die verwendete Munition ins Ziel bringen muss. Die Verwendung von Munition, die die vorgeschriebene Energie unter schreitet, wäre ordnungswidrig ( 19 und 39 BJagdG). Für Schalenwildarten (außer Rehwild) liegt diese Energie (E100) bei 2000 Joule (bei Kurzwaffen für den Fangschuss 200 Joule). Mit solcher Munition werden alle im Antrag genannten „Merkmale“ erfüllt, gerade wenn bleifreie Geschosse verwendet werden.

Trotz dieser Tatsache sind die üblichen Jagdwaffen als „nicht deliktsrelevant“ anerkannt.“

· Verbot für die Jagd nicht sinnvoll
Rainer Hofius:

„Zu den immer wieder aufgestellten Behauptungen über die besondere Gefährlichkeit

von sog. Großkaliberkurzwaffen gehören nunmehr offenbar auch Legenden über die

ballistischen Fähigkeiten der zu den Schusswaffen passenden Munition. Der Begriff

„Cop-Killer"-Munition gehört nach Hollywood, dort wurde solche Munition in dem Film

„Lethal Weapon 3" mit Mel Gibson und Danny Glover eingesetzt und dem Zuschauer

insoweit Science-Fiction präsentiert. Der Begriff wurde dann von einigen Medien in den USA für panzerbrechende Munition übernommen. Für Waffen nahezu aller Kaliber gibt es Munition mit verschiedenen Eigenschaften, auch mit einer höheren Durchschlagskraft. Soweit es sich um Hartkernmunition handelt, ist deren Besitz aber bereits nach Anlage 2, Abschnitt 1, Punkt 1.5.4 zum Waffengesetz verboten.“

· Verbot bereits umgesetzt
Gisela Meyer:

· Keine verwertbare Äußerung in der Stellungnahme
VI Einführung eines zentralen, elektronischen Waffenregisters

Lars Winkelsdorf: 

· keine verwertbare Äußerung in der Stellungnahme

Jürgen Kohlnheim:

„Das NWR-Gesetz ist am 26.4.2012 vom Bundestag beschlossen worden (Plenarprotokoll17/175), so dass sich diese Forderung erledigt haben dürfte.“

· Einführung beschlossen, keine Würdigung
Martin Bürner:

„Der Landesjagdverband spricht sich für die vorgesehene Einführung eines elektronischen Waffenregisters aus.“

· Pro zentrales Waffenregister
Joachim Streitberger:

„Die Einführung des Waffenregisters zum 31.12.2012, also lange vor dem von der EU geforderten Termin, ist bereits vom Bundestag beschlossen.“

· Einführung beschlossen, keine Würdigung
Rainer Hofius:

· keine verwertbare Äußerung in der Stellungnahme
Gisela Meyer:

· Keine verwertbare Äußerung in der Stellungnahme

Zusammenfassung

I
Verbot halbautomatischer Waffen, die vollautomatischen Kriegswaffen 
nachempfunden sind

· Verbot 5x abgelehnt, 1x Problem nicht verstanden

II
Redefinition des Begriffs der Anscheinswaffe

· 4x kein Handlungsbedarf, 1x keine Äußerung, 1x Verbot gefordert

III
Zentrale Lagerung von Waffen und Munition

· 4x zentrale Lagerung nicht sinnvoll, 1x befürwortet, 1x keine Äußerung

IV
Verbot von Großkaliber Kurzwaffen

· 5x Verbot nicht sinnvoll, 1x Verbot gefordert
V
Verbot von Munition mit besonderer Durchschlagskraft

· 1x Verbot gefordert, 2x Verbot bereits umgesetzt, 2x Verbot nicht sinnvoll, 1x keine Äußerung
VI
Einführung eines zentralen, elektronischen Waffenregisters
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